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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 248/12 B 
 
L 1 U 374/09 (Thüringer LSG) 
S 17 U 4042/07 (SG Gotha) 
 
 
 
…………………………, 
 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………..…….……..,  
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft für Transport und Verkehrswirtschaft, 
Ottenser Hauptstraße 54, 22765 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 17. Oktober 2012 durch den 

Richter   Prof. Dr.  S p e l l b r i n k    - als Vorsitzender - sowie die Richter   M u t s c h l e r  

und   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des 

Thüringer Landessozialgerichts vom 19. April 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist als unzulässig zu verwerfen. Der Kläger hat die Zulassungsgründe der 

grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), der Divergenz (§ 160 

Abs 2 Nr 2 SGG) und des Vorliegens von Verfahrensmängeln, auf denen das angefochtene Ur-

teil beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) nicht in ausreichender Weise dargelegt bzw be-

zeichnet. Die Beschwerde war daher ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter durch Be-

schluss zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). Der Senat sieht von einer 

weiteren Begründung ab, weil sie nicht geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzungen der Revi-

sionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG; zur verfassungsrechtlichen 

Zulässigkeit eines entsprechenden Vorgehens vgl BVerfG, Beschluss vom 8.12.2010 - 1 BvR 

1382/10 = NJW 2011, 1497 = FamRZ 2011, 540). 

 

Nur beiläufig weist der Senat darauf hin, dass der Kläger selbst vorträgt, die von ihm aufgewor-

fene Rechtsfrage sei in dem Urteil des BSG vom 7.2.2006 (B 2 U 3/05 R = SozR 4-2700 § 90 

Nr 1) bereits geklärt. Zur Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache ist es hin-

gegen erforderlich darzulegen, dass eine Rechtsfrage höchstrichterlich nicht geklärt ist. Soweit 

der Kläger eine Abweichung (Divergenz) des LSG von der genannten Entscheidung des BSG 

behauptet, legt er bereits nicht dar, inwiefern das LSG seiner Entscheidung einen 

abweichenden tragenden abstrakten Rechtssatz zugrunde gelegt hat. Der Kläger rügt lediglich 

die Rechtsanwendung durch das LSG. Dass eine Entscheidung möglicherweise inhaltlich 

unrichtig ist, eröffnet aber noch nicht den Zugang zur Revisionsinstanz. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus der entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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